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Kreis Lippe 
 
256 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Inanspruchnahme des Luftrettungsdiens-
tes der Trägergemeinschaft des Rettungshub-
schraubers Christoph 13 vom 19.12.2003 

 
Änderungen 

 
Ändernde 
Satzung 

vom veröffentlicht 
am  

Art der Än-
derung  

1. Nach-
tragssat-
zung 

28.06.2007 30.06.2007 Gebührenta-
rif NEU 

2. Nach-
tragssat-
zung 

26.02.2009 02.03.2009 Gebührenta-
rif NEU 

3. Nach-
tragssat-
zung 

18.07.2013 26.07.2013 Gebührenta-
rif NEU 

4. Nach-
tragssat-
zung 

25.06.2015            04.07.2015 Gebührenta-
rif NEU 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.02.2015 
(GV NRW S. 208), der §§ 10 und 14 des Gesetzes über 
den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den Kran-
kentransport durch Unternehmer (Rettungsgesetz NRW – 
RettG NRW) vom 24.11.1992 (GV NRW S. 458 / SGV 
NRW 215), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.03.2015 
(GV NRW S. 305), und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), 
zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 
12.05.2015 (GV NRW S. 448), hat der Rat der Stadt Biele-
feld in seiner Sitzung am 25.06.2015 folgende Nachtrags-
satzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Inanspruchnahme des Luftrettungsdienstes der Träger-
gemeinschaft des Rettungshubschraubers „Christoph 13“ 
vom 19.12.2003 beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Durch Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales vom 17.08.1993 (MBL NRW S. 1542/SMBL 
NRW 2129) wurde als Standort des Rettungshubschrau-
bers „Christoph 13“ Bielefeld benannt (Ziffer 2.2) und als 
regelmäßiger Einsatzbereich das Gebiet der Stadt Bielefeld 
sowie der Kreise Gütersloh, Herford, Höxter, Lippe, Min-
den-Lübbecke und Paderborn festgelegt.  
Die Stadt Bielefeld und die Kreise Gütersloh, Herford, Höx-
ter, Lippe, Minden-Lübbecke und Paderborn bilden nach § 
10 Abs. 3 RettG eine Trägergemeinschaft für den Betrieb 
des Rettungshubschraubers „Christoph 13“.  
Durch die öffentlich-rechtliche Vereinbarung der Trägerge-
meinschaft des Rettungshubschraubers „Christoph 13“ 
vom 11.03., 19.03., 09.04., 20.04., 05.05. bzw. 17.06.1998 
(Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold vom 
10.08.1998) wurde die Stadt Bielefeld mit den sich aus 
dem Betrieb und Einsatz des Rettungshubschraubers er-
gebenden Aufgaben betraut (Kernträger).  
 

 
§ 2 

Aufgaben 
 
Im Rahmen der Notfallrettung (in der Regel im Gebiet, das 
in § 1 Satz 2 bestimmt ist), hat der Rettungshubschrauber 
folgende Aufgaben:  
 
• schnelle Heranführung des rettungsdienstlichen Einsatz-

personals an den Notfallort zur Durchführung lebensret-
tender Maßnahmen und Herstellung der Transportfähig-
keit von Notfallpatienten (Primärversorgungsflüge);  

 
• Transport von Notfallpatienten vom Notfallort in ein ge-

eignetes Krankenhaus unter Aufrechterhaltung der 
Transportfähigkeit und Vermeidung weiterer Schäden 
(Primärtransportflüge);  

 
• Transport medizinisch erstversorgter Patienten aus ei-

nem Krankenhaus in ein anderes für die weitere medizi-
nische Versorgung geeignetes Krankenhaus nach ärztli-
cher Indikation (Sekundärtransportflüge);  

 
• darüber hinaus kann er auch zur Rettung von Personen 

aus Lebensgefahr und in besonders dringenden Fällen 
für den Transport von Arzneimitteln, Blutkonserven, Or-
ganen für Transplantationen oder medizinischem Gerät 
eingesetzt werden (Sachtransportflüge).  

 
§ 3 

Gebühren 
 
Für den Einsatz des Rettungshubschraubers erhebt die 
Stadt Bielefeld, die nach dem Willen der Trägergemein-
schaft zum Erlass einer Gebührensatzung aufgrund der 
oben genannten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung er-
mächtigt ist, Gebühren nach den Bestimmungen dieser 
Satzung.  
Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem Gebührenta-
rif, der Bestandteil dieser Satzung ist.  
Der Gebührenanspruch entsteht mit Beginn des Einsatzes.  
 

§ 4 
Gebührenbefreiung 

 
Von der Gebührenerhebung kann abgesehen werden, so-
weit dies nach Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte 
wäre oder aufgrund öffentlichen Interesses gerechtfertigt 
ist.  
 

§ 5 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist - unbeschadet der Vorschriften des 
Bürgerlichen Rechts über die Geschäftsfähigkeit - derjeni-
ge, der die Leistungen des Luftrettungsdienstes  
 
• in Anspruch nimmt,  
• bestellt hat oder  
• in dessen Auftrag die Leistung angefordert wird.  
 
Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.  
Im Falle missbräuchlicher Bestellung ist der Besteller ge-
bührenpflichtig.  
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§ 6 

Gebühreneinzug / Fälligkeit 
 
Die Gebühren werden durch Bescheid des Oberbürger-
meisters der Stadt Bielefeld geltend gemacht. Sie sind in-
nerhalb eines Monats nach Zustellung des Heranziehungs-
bescheides fällig.  
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 

Anlage 
 
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inan-
spruchnahme des Luftrettungsdienstes der Trägergemein-
schaft des Rettungshubschraubers „Christoph 13"  
vom 19.12.2003 in der Fassung der 4. Nachtragssatzung 
vom 25.06.2015  
 

Gebührentarif 
 
Gebühren für den Einsatz des Rettungshubschraubers pro 
Flugminute bei Primärversorgungsflügen, bei Primär- und 
Sekundärtransportflügen und bei Sachtransporten:  
 

104 € 
 
Die Satzung ist am 01.01.2004 in Kraft getreten.  
Die 1. Änderungssatzung ist am 01.07.2007 in Kraft getre-
ten. 
Die 2. Änderungssatzung ist am 03.03.2009 in Kraft getre-
ten. 
Die 3. Änderungssatzung ist am 26.07.2013 in Kraft getre-
ten. 
Die 4. Änderungssatzung ist am  05.07.2015 in Kraft getre-
ten. 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
257 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 16/19 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
für die wesentliche Änderung und den geänderten Be-
trieb einer Anlage zur biologischen Behandlung von 
nicht gefährlichen Abfällen in Lemgo 
 
Die Bioenergie Evert GmbH & Co. KG, Fahrenbreite 230 in 
32657 Lemgo, hat auf den Genehmigungsantrag vom 
01.10.2013 mit Datum vom 14.07.2015 einen Genehmi-
gungsbescheid nach §§ 16/19 BImSchG für die wesentli-
che Änderung und den geänderten Betrieb der Biogasan-
lage (Anlage zur biologischen Behandlung von nicht ge-
fährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität an Ein-
satzstoffen von 10 Tonnen bis weniger als 50 t je Tag) auf 
dem Grundstück 32657 Lemgo, Gemarkung Brake, Flur 10, 
Flurstück 113 erhalten und die öffentliche Bekanntmachung 
des Genehmigungsbescheides nach § 21a der 9. BImSchV 
beantragt.  
 
 
 
 
 

 
Der nun erteilte Genehmigungsbescheid erfasst die Ände-
rung, Erweiterung und den geänderten Betrieb der am 
Standort vorhandenen Biogasanlage durch 
 

1. die Errichtung eines Lagerbehälters für Gärreste der 
Gaserzeugung aus Beton mit den Abmessungen, 
Durchmesser 28,5 m, Bauhöhe Behälter 8,0 m mit 
Mittelstütze, Leckerkennung und Kontrolldrainage 

 
2. die Errichtung einer geruchsdichten Abdeckung als 

Folienhaube auf dem Gärrestlagerbehälter unter 1., 
Bauhöhe Folienabdeckung 9 m über Behälterober-
kante 

 
3. die Errichtung eines Biofilters mit Filtermodul mit 

Saugzugventilator, Abluftkonditionierung und Be-
feuchtungseinrichtung für die biologische Behand-
lung der Abluft 
3.1 des Betriebsraumes der Hygienisierungsanlage 
3.2 der Hygienisierungsanlage 
3.3 des Vorlagebehälters 

 
4. die Errichtung eines Aktivkohlefilters für die Behand-

lung der Abluft des Lagerbehälters für hygienisie-
rungsbedürftige Abfälle 

 
5. die Errichtung einer geruchsdichten Abdeckung auf 

der Einfüllöffnung des Feststoffdosie-rers. 
 
Der Genehmigungsbescheid wurde mit Nebenbestimmun-
gen versehen und erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach seiner Bestandskraft mit der Errichtung der 
Anlage begonnen worden ist. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Genehmigungsbe-
scheides erfolgt gem. § 21a der 9. BImSchV i.V.m. § 10 
Abs. 8 BImSchG. 
 
Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 
28.07.2015 bis einschließlich 11.08.2015 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Stadt Lemgo, Bürgerbüro (Information der Stadt-

verwaltung), 32657 Lemgo, Marktplatz 4 
 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von zwei Wochen eingesehen werden. Mit Ende der 
Auslegungsfrist (11.08.2015, 2400 Uhr) gilt der Genehmi-
gungsbescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags:   Von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Lemgo:  
Montags bis Mittwochs: Von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstags:  Von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
Freitags:   Von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 



520 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königwall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 07.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten können. Sollte die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. 
Niehage 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
258 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von 2 Windkraftanlagen (Vor-
bescheid) in 32689 Kalletal, Gemarkung Heidelbeck. 
 
Der Landesverband Lippe, 32657 Lemgo, Schlossstraße 
18, beantragt einen Vorbescheid gemäß § 9 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb von 2 Windkraftanlagen mit einer Leistung 
von jeweils 2,3 MW als Teil einer Windfarm mit Anlagen in 
einer Gesamthöhe von jeweils mehr als 50 Metern mit 6 bis 
weniger als 20 Windkraftanlagen im Außenbereich der 
Gemeinde Kalletal an den Standorten, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Gemeinde: 32689 Kalletal  32689 Kalletal 
Gemarkung: Heidelbeck  Heidelbeck 
Flur:  9   9 
Flurstück: 7   8 
RW:   3.499.069  3.499.323 
HW:   5.775.606  5.775.537 
 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit 4 weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm errichtet und betrieben werden. Windfarmen (6 
bis weniger als 20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 
(Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der 
Nr. 1.6.2 Spalte 2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Ku-
mulation von Anlagen innerhalb des Beurteilungsgebietes 
und der damit einhergehenden Überschneidung der Ein-
wirkungsbereiche der Windkraftanlagen und Berührung in 
Bezug auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 
ist im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falls nach § 3c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach 
den in der Anlage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwar-
ten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, Gutachten und Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange und der weiteren zu berücksichtigenden Windkraftan-
lagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der 
Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu 
erwarten sind. Diese Feststellung ist selbstständig nicht 
anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Niehage 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
259 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von 4 Windkraftanlagen (Vor-
bescheid) in 32689 Kalletal, Gemarkung Brosen. 
 
Die Interessengemeinschaft Windpark Rafelder Berg, 
59590 Geseke, Rennkampstraße 3, beantragt einen Vor-
bescheid gemäß § 9 des Bundes- Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb von 4 
Windkraftanlagen mit einer Leistung von jeweils 2,3 MW 
als Teil einer Windfarm mit Anlagen in einer Gesamthöhe 
von jeweils mehr als 50 Metern mit 6 bis weniger als 20 
Windkraftanlagen im Außenbereich der Gemeinde Kalletal 
an den Standorten, 
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Gemeinde: 32689 Kalletal     32689 Kalletal 32689 Kalletal   32689 Kalletal 
  

Gemarkung:  Brosen     Brosen Brosen       Brosen 
Flur:  1 1 2  2 
Flurstück: 40 1 1  2 
RW:  3.498.237      3.498.406     3.498.685    3.498.912 
HW:  5775.569       5.775.922     5.775.712    5.775.219 
 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit 2 weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm errichtet und betrieben werden. Windfarmen (6 
bis weniger als 20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 
(Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der 
Nr. 1.6.2 Spalte 2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Ku-
mulation von Anlagen innerhalb des Beurteilungsgebietes 
und der damit einhergehenden Überschneidung der Ein-
wirkungsbereiche der Windkraftanlagen und Berührung in 
Bezug auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 
ist im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falls nach § 3c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach 
den in der Anlage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwar-
ten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, Gutachten und Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange und der weiteren zu berücksichtigenden Windkraftan-
lagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der 
Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu 
erwarten sind. Diese Feststellung ist selbstständig nicht 
anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Niehage 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
260 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage in 32689 
Kalletal, Gemarkung Brosen. 
 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & C0. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo, beantragt die Genehmigung ge-
mäß § 4 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung und den Betrieb einer Windkraft-
anlage mit einer Leistung von 3 MW im Außenbereich der 
Gemeinde Kalletal an dem Standort, 
 
 

 
Ort:    32689 Kalletal 
Gemarkung:   Brosen 
Flur:    6 
Flurstück:   16 
Gaus-Krüger- Koordinaten: RW: 3.498.109 
    HW: 5.772.852 
 
Die Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe von mehr als 
50 Metern soll im räumlichen Zusammenhang mit weiteren 
bereits genehmigten Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm errichtet und betrieben werden. Windfarmen (6 
bis weniger als 20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 
(Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der 
Nr. 1.6.2 Spalte 2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Ku-
mulation von Anlagen innerhalb des Beurteilungsgebietes 
und der damit einhergehenden Überschneidung der Ein-
wirkungsbereiche der Windkraftanlagen und Berührung in 
Bezug auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 
ist im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falls nach § 3c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach 
den in der Anlage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwar-
ten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, Gutachten und Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange und den im Windpark bereits genehmigten Wind-
kraftanlagen wurde entschieden, dass die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, 
da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in 
der Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu 
erwarten sind. Diese Feststellung ist selbstständig nicht 
anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Meyer 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
261 Immissionsschutz 
 
Vorbescheidsverfahren nach § 9 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
Errichtung und Betrieb von 2 Windkraftanlagen in 32689 
Kalletal, Gemarkung Brosen 
 
Der Landesverband Lippe, 32657 Lemgo, Schlossstraße 
18, hat auf den Antrag vom 19.11.2012 mit Datum vom 
20.07.2015  einen Vorbescheid für die Errichtung und den 
Betrieb von 2 Windkraftanlagen an den Standorten  
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Gemeinde: 32689 Kalletal  32689 Kalletal 
Gemarkung: Heidelbeck  Heidelbeck 
Flur:  9   9  
Flurstück: 7   8  
RW:   3.499.069  3.499.323 
HW:   5.775.606  5.775.537 
Hersteller/Typ: Enercon E-82 E2           Enercon E-82 E2 
Leistung: 2.300 KWel  2.300 KWel 
Nabenhöhe: 138,38 m  138,38 m 
Rotordurchmesser:     82 m  82 m  
Gesamthöhe: 179,38 m  179,38 m 
 
erhalten und die öffentliche Bekanntmachung des Vorbe-
scheides nach § 21a der 9. BImSchV beantragt.  
 
Mit dem Vorbescheid wird antragsgemäß festgestellt und 
entschieden, dass die Errichtung der Windkraftanlagen mit 
den im Tenor festgelegten Standort- und Auslegungsdaten   
 
1. mit den Zielen der gemeindlichen Bauleitplanung der 
Gemeinde Kalletal (Außenbereich, 
keine Konzentrationszonenausweisung für Windkraft im 
Flächennutzungsplan) vereinbar ist 
und öffentlich rechtliche Belange des städtebaulichen Pla-
nungsrechts nach § 35 Abs. 1 Nr. 
5 des Baugesetzbuches (BauGB) der Gemeinde Kalletal 
nicht entgegenstehen 
 
2. mit den Belangen des militärischen und des nicht militä-
rischen Luftrechts, hier der militärischen 
und der zivilen Flug- und Flugverkehrssicherheit vereinbar 
ist, zivile Hindernisgründe 
und militärische Flugsicherungsgründe nicht entgegenste-
hen und die Errichtung der Windkraftanlagen 
unter Einhaltung der im Abschnitt II unter Buchstaben A) 
und B) enthaltenen 
Bedingungen und Nebenbestimmungen zulässig ist 
 
3. mit den Belangen und Anforderungen des Immissions-
schutzes vereinbar ist und 
 
3.1 schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefah-
ren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 
nicht hervorgerufen werden 
können 
 
3.2 Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden 
Maßnahmen, getroffen wird 
 
3.3 die Errichtung der Windkraftanlagen unter Einhaltung 
der im Abschnitt II unter Buchstaben 
A) bis C) enthaltenen Bedingungen und Nebenbestimmun-
gen zulässig ist. 
 
Der Vorbescheid umfasst die vorläufige positive Gesamt-
beurteilung des Vorhabens. Im Hinblick 
auf die Genehmigungsvoraussetzungen gem. § 6 BIm-
SchG, die nicht bereits Gegenstand 
des Vorbescheides sind, hat die vorläufige Beurteilung er-
geben, dass der Errichtung und dem 
Betrieb der Windkraftanlagen keine von vornherein un-
überwindlichen Hindernisse entgegenstehen. 
 
 

 
Der Vorbescheid wurde unter Nebenbestimmungen und 
Auflagen erlassen.  
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Vorbescheides erfolgt 
gem. § 21a der 9. BImSchV i.V.m. § 10 Abs. 8 BImSchG. 
 
Der Vorbescheid liegt in der Zeit vom 28.07.2015 bis ein-
schließlich 11.08.2015 bei 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Kalletal, Rat-

haus, Bürgerbüro, 32689 Kalletal, Rintelner Str. 3 
 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von zwei Wochen eingesehen werden. Mit Ende der 
Auslegungsfrist (11.08.2015, 2400 Uhr) gilt der Vorbe-
scheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 
erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag: von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:   von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
 
Dienststunden der Gemeinde Kalletal, Bürgerbüro:  
Montag, Dienstag, Mittwoch, Freitag:   

von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr  
Donnerstag:  von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königwall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 07.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten können. Sollte die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Im Auftrag 
 
Gez. 
 
 
Niehage 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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262 Immissionsschutz 
 
Vorbescheidsverfahren nach § 9 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
Errichtung und Betrieb von 4 Windkraftanlagen in 32689 
Kalletal, Gemarkung Brosen 
 
Die Interessengemeinschaft Windpark Rafelder Berg, 
59590 Geseke, Rennkampstraße 3, hat auf den Antrag 
vom 13.11.2012 mit Datum vom 20.07.2015  einen Vorbe-
scheid für die Errichtung und den Betrieb von 4 Windkraft-
anlagen an den Standorten  
 
   
Gemeinde: 32689 Kalletal 32689 Kalletal
 32689 Kalletal 32689 Kalletal  
Gemarkung: Brosen Brosen Brosen Brosen 
Flur:  1 1 2 2 
Flurstück: 40 1 1 2   
RW:  3.498.237    3.498.406  3.498.685 3.498.912 
HW:  5.775.569    5.775.922  5.775.712  5.775.219 
Hersteller/Typ: Enercon E-82 E2 Enercon E-82 E2 Ener-
con E-82 E2 Enercon E-82 E2 
Leistung:2.300 KWel  2.300 KWel  2.300 KWel 2.300 KWel 
Nabenhöhe:108,38 m  108,38 m  138,38 m 138,38 m 
Rotordurchmesser:82 m 82 m 82 m 82 m 
Gesamthöhe:  149,38 m 149,38 m  179,38 m   179,38 m 
 
erhalten und die öffentliche Bekanntmachung des Vorbe-
scheides nach § 21a der 9. BImSchV beantragt.  
 
Mit dem Vorbescheid wird antragsgemäß festgestellt und 
entschieden, dass die Errichtung der Windkraftanlagen mit 
den im Tenor festgelegten Standort- und Auslegungsdaten   
 
1. mit den Zielen der gemeindlichen Bauleitplanung der 
Gemeinde Kalletal (Außenbereich, 
keine Konzentrationszonenausweisung für Windkraft im 
Flächennutzungsplan) vereinbar ist 
und öffentlich rechtliche Belange des städtebaulichen Pla-
nungsrechts nach § 35 Abs. 1 Nr. 
5 des Baugesetzbuches (BauGB) der Gemeinde Kalletal 
nicht entgegenstehen 
 
2. mit den Belangen des militärischen und des nicht militä-
rischen Luftrechts, hier der militärischen 
und der zivilen Flug- und Flugverkehrssicherheit vereinbar 
ist, zivile Hindernisgründe 
und militärische Flugsicherungsgründe nicht entgegenste-
hen und die Errichtung der Windkraftanlagen 
unter Einhaltung der im Abschnitt II unter Buchstaben A) 
und B) enthaltenen 
Bedingungen und Nebenbestimmungen zulässig ist 
 
3. mit den Belangen und Anforderungen des Immissions-
schutzes vereinbar ist und 
 
3.1 schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefah-
ren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 
nicht hervorgerufen werden 
können 
 
 
 
 
 

 
3.2 Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden 
Maßnahmen, getroffen wird 
 
3.3 die Errichtung der Windkraftanlagen unter Einhaltung 
der im Abschnitt II unter Buchstaben 
A) bis C) enthaltenen Bedingungen und Nebenbestimmun-
gen zulässig ist. 
 
Der Vorbescheid umfasst die vorläufige positive Gesamt-
beurteilung des Vorhabens. Im Hinblick 
auf die Genehmigungsvoraussetzungen gem. § 6 BIm-
SchG, die nicht bereits Gegenstand 
des Vorbescheides sind, hat die vorläufige Beurteilung er-
geben, dass der Errichtung und dem 
Betrieb der Windkraftanlagen keine von vornherein un-
überwindlichen Hindernisse entgegenstehen. 
 
Der Vorbescheid wurde unter Nebenbestimmungen und 
Auflagen erlassen.  
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Vorbescheides erfolgt 
gem. § 21a der 9. BImSchV i.V.m. § 10 Abs. 8 BImSchG. 
 
Der Vorbescheid liegt in der Zeit vom 28.07.2015 bis ein-
schließlich 11.08.2015 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Kalletal, Rat-

haus, Bürgerbüro, 32689 Kalletal, Rintelner Str. 3 
 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von zwei Wochen eingesehen werden. Mit Ende der 
Auslegungsfrist (11.08.2015, 2400 Uhr) gilt der Vorbe-
scheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 
erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag: von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:   von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
 
Dienststunden der Gemeinde Kalletal, Bürgerbüro:  
Montag, Dienstag, Mittwoch, Freitag:  
   von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr  
Donnerstag:  von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königwall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 07.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
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Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten können. Sollte die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 

 
Im Auftrag 
 
Gez. 
 
 
Niehage 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
263 Bekanntmachung der Absicht der Einziehung 

eines Teilstücks der Röntgenstraße in Bad 
Salzuflen 

 
Ein Teilstück der Röntgenstraße (Teilfläche des Flurstücks 
615 , Flur 8 der Gemarkung Lockhausen) wird nicht mehr 
als öffentliche Verkehrsfläche benötigt. Da die angrenzen-
den Grundstücke anderweitig erschlossen sind, hat dieses 
Straßenteilstück keine Erschließungsfunktion mehr. Man-
gels eines öffentlichen Verkehrsbedürfnisses ist es daher 
nicht mehr erforderlich, dass diese Straßenteilfläche für 
den Gemeingebrauch zur Verfügung steht. Es besteht des-
halb die Absicht, dieses Teilstück einzuziehen. Der Rat der 
Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung am 24.06.2015 
der Einziehung zugestimmt. 
 
Die Absicht der Einziehung wird hiermit gem. § 7 Abs. 4 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.1995 (GV NRW S. 1028/SGV NRW 91)) bekanntge-
macht, um Gelegenheit zu geben, innerhalb von drei Mona-
ten Einwendungen zu erheben. 
 
Die Einziehung erstreckt sich auf den im anliegenden La-
geplan schraffierten Bereich. 
Planunterlagen, aus denen die Lage des einzuziehenden 
Teilstücks der Straße ersichtlich ist, können außerdem im 
Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Fachdienst Tiefbau 
(Zimmer 4.3; Öffnungszeiten: Mo – Mi 8.00 – 16.00 Uhr, Do 
8.00 – 17.30 Uhr, Fr 8.00 – 12.00 Uhr), eingesehen wer-
den. 
Einwendungen gegen die beabsichtigte Einziehung können 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Bad 
Salzuflen –Der Bürgermeister-, Rudolph-Brandes-Allee 19, 
32105 Bad Salzuflen erhoben werden. 
 
Bad Salzuflen, den 30.06.2015 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Stadt Barntrup 
 
264 10. Änderung des Bebauungsplanes-Nr. 01/09 

"Im Wied"; - Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung – 

 
Der Planungsausschuss der Stadt Barntrup hat am 
25.06.2015 gemäß § 3 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit durch Auslegung der Planunterla-
gen beschlossen.  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
  
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom  
 

03.08.2015 bis 04.09.2015 
 
währen der  allgemeinen Öffnungszeiten im Verwaltungs-
gebäude der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, Fachbereich 
Planen und Bauen, I. Obergeschoss Zimmer Nr. 20, durch-
geführt.  
 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter 
www.barntrup.de im Internet eingesehen werden. Auch hier 
besteht die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme.  
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
dargestellt. 
 
Barntrup, den 06.07.2015 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Jürgen Schell 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
265 Bebauungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ / 
44. Änderung des Flächennutzungsplanes im 
Parallelverfahren; 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“, aufzustellen bzw. die 44. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes im Parallelverfahren, durchzuführen. 
 
Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 09/02 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ / 44. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren, ist 
die Festsetzung bzw. Darstellung eines „sonstigen Sonder-
gebietes“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 
 

- mit der Zweckbestimmung „Tierhaltung / Tierpro-
duktion“ 

- mit der Zweckbestimmung „Entwicklung und Bereit-
stellung von agrartechnischen Geräten und Anla-
gen“  

 
Der räumliche Geltungsbereich des – Bebauungs-planes 
Nr. 09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“ / 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren -  gehen aus der kartografischen Ab-
bildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Bekannt-
machung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufstellung 
 

- des Bebauungsplanes Nr. 09/02 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ 

 
- der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes im 

Parallel-verfahren 
 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
gez. 
 
Hans Hoppenberg 
 
Extertal, 03.07.2015 
 
Gemeinde Extertal 
 
 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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266 Bebauungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ / 
44. Änderung des Flächennutzungsplanes im 
Parallelverfahren;  

 
 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Beschluss gefasst, den Bürgermeister zu 
beauftragen, über den Entwurf des  Bebauungsplan Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“ / 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren, das Verfahren der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzu-
führen. 
 
Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 09/02 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ / 44. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren, ist 
die Festsetzung bzw. Darstellung eines „sonstigen Sonder-
gebietes“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 
 

- mit der Zweckbestimmung „Tierhaltung / Tierpro-
duktion“ 

- mit der Zweckbestimmung „Entwicklung und Bereit-
stellung von agrartechnischen Geräten und Anla-
gen“  

 
Der räumliche Geltungsbereich des - Bebauungsplanes Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“ / 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren -  gehen aus der kartografischen Ab-
bildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Bekannt-
machung ist. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 09/02 der Gemein-
de Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ / 44. 
Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfah-
ren, bestehend aus der Planfassung und der der Planfas-
sung beizufügenden Begründung und dem Umweltbericht 
liegen in der Zeit vom  
 

17. August 2015 
bis einschließlich 

18. September 2015 
 
im Rathaus  der Gemeinde Extertal, Fachbereich „Pla-
nen und Bauen“, Mittelstraße 36, 32699 Extertal, 2. 
Obergeschoss, Raum 208, zu folgenden Zeiten zu je-
dermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 
 
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr  
bis 16:00 Uhr 
 
Donnerstag 
 
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr 
 bis 17:00 Uhr 
 
Freitag 
08:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
 
 
 

 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zum Entwurf des /  Bebauungsplanes Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“ / der 44. Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren, schriftlich abgegeben oder zur 
Niederschrift vorgetragen werden. 
 
Die vom Rat für das Verfahren der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit bestimmten Planunterlagen können im 
Ratsinformationssystem der Gemeinde Extertal eingese-
hen werden: www.extertal.de, Ratsarbeit, Sitzungen,  25. 
Juni  2015, Rat, „Büroklammer“.  
 
gez. 
 
Hans Hoppenberg 
 
Extertal, 03.07.2015 
 
Gemeinde Extertal 
 
 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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267 Bebauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hacke-
mack“ 

 
Aufhebung des Bebauungsplanes 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Satzungsbeschluss  (§ 10 Abs. 1 BauGB) 
über die Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, gefasst.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hackemack“, geht aus der 
als Anlage beigefügten kartografischen Abbildung hervor. 
Maßgebend ist die Planzeichnung der Aufhebungssatzung, 
die bei der Gemeinde Extertal urkundlich aufbewahrt ist. 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, tritt mit der ortsüblichen Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses in Kraft. Die Bekanntma-
chung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vorge-
schriebenen Veröffentlichungen. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, wird somit als Ersatzbekanntmachung 
bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, dass der Rat 
den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich bekanntge-
macht und eine Einsichtnahme der beschlossenen Satzung 
gewährleistet wird. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/02 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Ha-
ckemack“, rechtsverbindlich. (Inkraftsetzung gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB) 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, hat zur Rechtsfolge, dass der Bebau-
ungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Hackemack“, (in Kraft gesetzt in der Fas-
sung des Ursprungsbebauungsplanes und durch die Sat-
zungen über die Änderungsbebauungspläne) in seinem 
räumlichen Geltungsbereich und seinen Festsetzungen 
aufgehoben ist. 
 
Die Aufhebungssatzung, bestehend aus dem Teil A „Sat-
zungstext“ und dem Teil B „Planzeichnung“,  über den Be-
bauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Hackemack“, liegt ab dem Zeitpunkt 
der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich der Be-
gründung bei der Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  Fach-
bereich Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 208, 
32699 Extertal, während der allgemeinen Dienststunden zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Aufhebungssatzung 
des Bebauungsplanes Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hackemack“, Auskunft ver-
langen.  
 
 

 
Zugleich wird die Möglichkeit gegeben, in den aufgehobe-
nen Bebauungsplan Einsicht zu nehmen. 
 
Nachrichtlich: 
Die planungsrechtliche Beurteilung von baulichen Vorha-
ben gemäß §§ 34 und 35 BauGB ist nicht Inhalt, sondern 
Rechtsfolge der Aufhebungssatzung über den Bebauungs-
plan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Hackemack“, und obliegt nicht der Gemeinde 
Extertal, sondern der zuständigen Baugenehmigungsbe-
hörde. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung gegenüber der Gemeinde schriftlich gel-
tend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß    § 215 Abs. 1 

Nr. 3 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend gemacht 
worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 

BauGB über die Entschädigung von durch die Inkrafts-
etzung der Satzung eingetretenen Vermögensnachteile, 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach 
Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es sei 
denn  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache benannt, die den 
Mangel ergibt. 

 
gez. 
(Hoppenberg) 
 
Extertal, 03.07.2015 
 
Gemeinde Extertal 
 
 
Der Bürgermeister 
II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 



534 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 535 
 

 

 
268 Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösinfeld, für das Gebiet „Hummerbru-
cher Straße“ 

 
Aufhebung des Bebauungsplanes 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses  über die Aufhebungssatzung 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Satzungsbeschluss  (§ 10 Abs. 1 BauGB) 
über die Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“, gefasst.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“, 
geht aus der als Anlage beigefügten kartografischen Abbil-
dung hervor. Maßgebend ist die Planzeichnung der Aufhe-
bungssatzung, die bei der Gemeinde Extertal urkundlich 
aufbewahrt ist. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“, tritt mit der ortsüblichen Be-
kanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft. Die Be-
kanntmachung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen 
vorgeschriebenen Veröffentlichungen. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“, wird somit als Ersatzbe-
kanntmachung bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, 
dass der Rat den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich 
bekanntgemacht und eine Einsichtnahme der beschlosse-
nen Satzung gewährleistet wird. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/03 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Hummerbrucher Straße“, rechtsverbindlich. (Inkraftset-
zung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB) 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“, hat zur Rechtsfolge, dass 
der Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, OT 
Bösingfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“, (in 
Kraft gesetzt in der Fassung des Ursprungsbebauungspla-
nes und durch die Satzungen über die Änderungsbebau-
ungspläne) in seinem räumlichen Geltungsbereich und sei-
nen Festsetzungen aufgehoben ist. 
 
Die Aufhebungssatzung, bestehend aus dem Teil A „Sat-
zungstext“ und dem Teil B „Planzeichnung“, über den Be-
bauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“, liegt ab dem 
Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich 
der Begründung bei der Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  
Fachbereich Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 
208, 32699 Extertal, während der allgemeinen Dienststun-
den zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Aufhebungssatzung 
des Bebauungsplanes Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“, 
Auskunft verlangen. 

 
Zugleich wird die Möglichkeit gegeben, in den aufgehobe-
nen Bebauungsplan Einsicht zu nehmen. 
 
Nachrichtlich: 
Die planungsrechtliche Beurteilung von baulichen Vorha-
ben gemäß §§ 34 und 35 BauGB ist nicht Inhalt, sondern 
Rechtsfolge der Aufhebungssatzung über den Bebauungs-
plan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Hummerbrucher Straße, und obliegt nicht der 
Gemeinde Extertal, sondern der zuständigen Baugenehmi-
gungsbehörde. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung gegenüber der Gemeinde schriftlich gel-
tend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß    § 215 Abs. 1 

Nr. 3 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend gemacht 
worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 

BauGB über die Entschädigung von durch die Inkrafts-
etzung der Satzung eingetretenen Vermögensnachteile, 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach 
Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es sei 
denn  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache benannt, die den 
Mangel ergibt. 

 
gez. 
(Hoppenberg) 
 
Extertal, 03.07.2015 
 
Gemeinde Extertal 
 
 
Der Bürgermeister 
II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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269 Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-
Wagner-Straße“ 

 
Aufhebung des Bebauungsplanes 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Satzungsbeschluss  (§ 10 Abs. 1 BauGB) 
über die Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, gefasst.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, 
geht aus der als Anlage beigefügten kartografischen Abbil-
dung hervor. Maßgebend ist die Planzeichnung der Aufhe-
bungssatzung, die bei der Gemeinde Extertal urkundlich 
aufbewahrt ist. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, tritt mit der ortsüblichen Be-
kanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft. Die Be-
kanntmachung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen 
vorgeschriebenen Veröffentlichungen. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, wird somit als Ersatzbe-
kanntmachung bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, 
dass der Rat den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich 
bekanntgemacht und eine Einsichtnahme der beschlosse-
nen Satzung gewährleistet wird. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/06 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Richard-Wagner-Straße“, rechtsverbindlich. (Inkraftset-
zung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB) 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, hat zur Rechtsfolge, dass 
der Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, OT 
Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, (in 
Kraft gesetzt in der Fassung des Ursprungsbebauungspla-
nes und durch die Satzungen über die Änderungsbebau-
ungspläne) in seinem räumlichen Geltungsbereich und sei-
nen Festsetzungen aufgehoben ist. 
 
Die Aufhebungssatzung, bestehend aus dem Teil A „Sat-
zungstext“ und dem Teil B „Planzeichnung“, über den Be-
bauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“. liegt ab dem 
Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich 
der Begründung bei der Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  
Fachbereich Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 
208, 32699 Extertal, während der allgemeinen Dienststun-
den zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Aufhebungssatzung 
des Bebauungsplanes Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, 
 

 
Auskunft verlangen. Zugleich wird die Möglichkeit gegeben, 
in den aufgehobenen Bebauungsplan Einsicht zu nehmen. 
 
Nachrichtlich: 
Die planungsrechtliche Beurteilung von baulichen Vorha-
ben gemäß §§ 34 und 35 BauGB ist nicht Inhalt, sondern 
Rechtsfolge der Aufhebungssatzung über den Bebauungs-
plan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, und obliegt nicht der 
Gemeinde Extertal, sondern der zuständigen Baugenehmi-
gungsbehörde. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung gegenüber der Gemeinde schriftlich gel-
tend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß    § 215 Abs. 1 

Nr. 3 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend gemacht 
worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 

BauGB über die Entschädigung von durch die Inkrafts-
etzung der Satzung eingetretenen Vermögensnachteile, 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach 
Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es sei 
denn  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache benannt, die den 
Mangel ergibt. 

 
gez. 
(Hoppenberg) 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
II.1 / Da 
 
 
Extertal, 03.07.2015 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 



538 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 539 
 

 

 
270 Bebauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rossel-
berg“ 

 
Aufhebung des Bebauungsplanes 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 den Satzungsbeschluss  (§ 10 Abs. 1 BauGB) 
über die Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, gefasst.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rosselberg“, geht aus der 
als Anlage beigefügten kartografischen Abbildung hervor. 
Maßgebend ist die Planzeichnung der Aufhebungssatzung, 
die bei der Gemeinde Extertal urkundlich aufbewahrt ist. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, tritt mit der ortsüblichen Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses in Kraft. Die Bekanntma-
chung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vorge-
schriebenen Veröffentlichungen. 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, wird somit als Ersatzbekanntmachung 
bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, dass der Rat 
den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich bekanntge-
macht und eine Einsichtnahme der beschlossenen Satzung 
gewährleistet wird. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/04 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Rosselberg“, rechtsverbindlich. (Inkraftsetzung gemäß § 
10 Abs. 3 BauGB) 
 
Die Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, hat zur Rechtsfolge, dass der Bebau-
ungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Rosselberg“, (in Kraft gesetzt in der Fas-
sung des Ursprungsbebauungsplanes und durch die Sat-
zungen über die Änderungsbebauungspläne) in seinem 
räumlichen Geltungsbereich und seinen Festsetzungen 
aufgehoben ist. 
 
Die Aufhebungssatzung, bestehend aus dem Teil A „Sat-
zungstext“ und dem Teil B „Planzeichnung“,  über den Be-
bauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Rosselberg“, liegt ab dem Zeitpunkt 
der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich der Be-
gründung bei der Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  Fach-
bereich Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 208, 
32699 Extertal, während der allgemeinen Dienststunden zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Aufhebungssatzung 
des Bebauungsplanes Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rosselberg“, Auskunft ver-
langen. 
 

 
Zugleich wird die Möglichkeit gegeben, in den aufgehobe-
nen Bebauungsplan Einsicht zu nehmen. 
 
Nachrichtlich: 
Die planungsrechtliche Beurteilung von baulichen Vorha-
ben gemäß §§ 34 und 35 BauGB ist nicht Inhalt, sondern 
Rechtsfolge der Aufhebungssatzung über den Bebauungs-
plan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Rosselberg“, und obliegt nicht der Gemeinde 
Extertal, sondern der zuständigen Baugenehmigungsbe-
hörde. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung gegenüber der Gemeinde schriftlich gel-
tend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß    § 215 Abs. 1 

Nr. 3 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend gemacht 
worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften begründen soll, ist darzulegen. 
 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 

BauGB über die Entschädigung von durch die Inkrafts-
etzung der Satzung eingetretenen Vermögensnachteile, 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach 
Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es sei 
denn  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache benannt, die den 
Mangel ergibt. 

 
gez. 
(Hoppenberg) 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
II.1 / Da 
 
 
Extertal, 03.07.2015 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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271 Vergaberichtlinie der Gemeinde Extertal über 

die Gewährung von Zuwendungen  für die Her-
richtung und Gestaltung von Außenfassaden, 
Dächern und Hofflächen privater Immobilien in 
den Sanierungs- und Stadtumbaugebieten 
[Profilierung und Standortaufwertung] 

 
In analoger Anwendung des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen hat der Rat der Gemeinde 
Extertal in seiner Sitzung am 25.06.2015 eine überarbeitete 
Fassung der 
 
„Vergaberichtlinie der Gemeinde Extertal über die Ge-
währung von Zuwendungen  für die Herrichtung und 
Gestaltung von Außenfassaden, Dächern und Hofflä-
chen privater Immobilien in den Sanierungs- und Stad-
tumbaugebieten“ [Profilierung und Standortaufwer-
tung] 
 
beschlossen. 
 
Diese hat folgenden Wortlaut: 
 
Grundlage: Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 22.10.2008 (siehe Aus-
zug in Anhang 1) 
1. Fördergrundsätze und Förderzweck 
Gemäß den Förderrichtlinien Stadterneuerung des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 22.10.2008 sollen im Rahmen 
von Zuwendungen des Bundes, des Landes und Eigenmit-
teln der Gemeinde Extertal Maßnahmen zur Beseitigung 
von Leerständen, Stärkung der Daseinsvorsorge und För-
derung des Wohnens in den Sanierungs- und Stadtumbau-
gebieten der Gemeinde Extertal finanziell gefördert wer-
den. Mit den Maßnahmen sollen insbesondere erhaltens-
werte Gebäude gesichert und das Erscheinungsbild der 
Ortskerne aufgewertet werden. 
2. Rechtsanspruch 
Ein Anspruch auf Förderung nach diesen Richtlinien be-
steht nicht. Die Gemeinde Extertal entscheidet über Anträ-
ge aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und Zuwei-
sungen.  
3. Fördergegenstände 
Fördergegenstände nach diesen Richtlinien sind folgende 
Maßnahmen (inkl. notwendiger Planungsleistungen): 

� Herrichtung und Gestaltung von öffentlich sichtba-
ren Gebäudeaußenfassaden, einschließlich des 
Austauschs von Schaufensteranlagen, sonstigen 
Fenstern und Türen sowie erforderlicher vorberei-
tender Maßnahmen, wie der Entfernung von Bau-
materialien, Bauteilen;  

� Herrichtung und Gestaltung von öffentlich sichtba-
ren Dachflächen inkl. ökologisch wertvoller Begrü-
nung; 

� Herrichtung und Gestaltung von öffentlich sichtba-
ren historischen Einfriedungen und Stützmauern; 

� Erneuerung von Hofflächen, auch in Verbindung mit 
dem Rückbau untergeordneter baulicher Anlagen 
wie z. B. Garagen, Schuppen und Mauern sowie der 
Entsiegelung von befestigten Flächen; 

� Entsiegelung befestigter Flächen zur Schaffung von 
privaten Grün- und Gartenflächen; 

� Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden; 
� Bei Neubauten der Mehraufwand durch besondere 

städtebauliche oder denkmalbedingte Auflagen. 
 

 
Die gleichzeitige Förderung mehrerer Einzelmaßnahmen 
ist zulässig. 
4. Fördervoraussetzungen 
Eine Förderung nach diesen Richtlinien erfolgt nur unter 
den folgenden Voraussetzungen: 
4.1 Voraussetzung für die Gewährung der Förderung ist 

der Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zwi-
schen der Gemeinde und dem Antragsteller bzw. – 
bei einer Zuschusshöhe von bis zu 5.000,00 EUR – 
der Erlass eines Förderbescheids durch die Ge-
meinde. Bei Durchführung der Maßnahme sind die 
im Förderbescheid oder dem städtebaulichen Ver-
trag genannten Auflagen sowie die allgemeinen ge-
setzlichen – ins-besondere auch die vergabe-, ab-
gabe-, arbeits-, und sozialrechtlichen – Bestimmun-
gen zu beachten. 

4.2 Die zu modernisierende Immobilie liegt innerhalb 
der Sanierungs- und Stadtumbaugebiete der Ge-
meinde Extertal. 

4.3 Die Standortaufwertungsmaßnahme dient unter Be-
rücksichtigung der Lage, der Vornutzung und des 
Zustandes des/der Gebäude/s dem Förderzweck. 

4.4 Die Förderung einer Maßnahme ist nur möglich, 
wenn hierfür keine anderen Programme außerhalb 
der Städtebauförderung (z. B. Zuschüsse oder Dar-
lehen von KfW oder NRW.Bank) genutzt werden 
können (Nachrangigkeit der Städtebauförderung 
bzw. Subsidiaritätsprinzip). 

4.5 Energetische Maßnahmen sind hinsichtlich des 
dadurch zu erreichenden Wärmedurchgangskoeffi-
zienten (Nachweis für das jeweilige Bauteil oder 
Gebäude) zu prüfen. Die Vorgaben der Energieein-
sparverordnung des Bundes (EnEV) sind zu be-
rücksichtigen. 

4.6 Bauordnungsrechtlich erforderliche Anlagen (z. B. 
Stellplätze) werden nicht beeinträchtigt oder ent-
fernt. 

4.7 Ein Zuschuss ist nur für dauerhaft unrentierliche 
(nicht refinanzierbare) Kosten(anteile) einer Maß-
nahme möglich. Bei auf die Miete umlagefähigen 
Modernisierungsmaßnahmen nach § 559 BGB, z. 
 B. energetische Modernisierung im Sinne von § 
555b Nr. 1 BGB, muss eine Prüfung der Refinan-
zierbarkeit erfolgen. Die umlegbaren Kosten müs-
sen tatsächlich am Markt erzielbar sein. Andernfalls 
ist eine Förderung nach dieser Richtlinie möglich. 
Erhaltungsmaßnahmen im Sinne des § 555a BGB, 
z. B. Schönheitsarbeiten und Instandhaltungs-
/Instandsetzungsarbeiten, sind nicht umlage- und 
somit förderfähig. Dies gilt auch analog für selbst-
nutzende Eigentümer. 

4.8 Es werden alle am Gebäude und auf dem Grund-
stück erforderlichen Maßnahmen entsprechend dem 
städtebaulichen Vertrag bzw. gemäß dem Förder-
bescheid durchgeführt. 

4.9 Die neu gestalteten Bereiche müssen während der 
Zweckbindungsfrist gemäß Ziffer 9 in einem dem 
beabsichtigten Zweck entsprechenden Zustand ge-
halten werden (Instandhaltungsverpflichtung). 

5. Förderausschluss 
Nicht förderfähig sind Ausgaben für: 
5.1 Maßnahmen, mit deren Durchführung vor Abschluss 

des städtebaulichen Vertrags bzw. vor der Erteilung 
des Förderbescheids bereits begonnen wurde. Als 
Maßnahmenbeginn gilt bereits der Abschluss eines 
Bauvertrags, nicht jedoch die Beauftragung mit Pla-
nungsarbeiten. 
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5.2 Maßnahmen, die nach anderen Richtlinien und/oder 

Förderprogrammen gefördert werden (z. B. Denk-
malschutz). 

5.3 Maßnahmen, die der energetischen Ertüchtigung 
dienen (z. B. Dämmung von Fassaden oder Dä-
chern, Austausch von Fenstern) und die Vorausset-
zungen eines anderen Fördergebers (z. B. KfW) er-
füllen. In diesem Fall sind diese Förderprogramme 
zu nutzen.  

5.4 Maßnahmen bzw. Fördergegenstände nach dieser 
Richtlinie, sofern dasselbe Objekt bereits mit Städ-
tebaufördermitteln instand gesetzt und/oder moder-
nisiert wurde. 

5.5 Maßnahmen, deren Durchführung auch ohne För-
derung nach diesen Richtlinien sichergestellt ist, 
beispielsweise wenn sie aufgrund von privatrechtli-
chen Vorschriften ohnehin durchgeführt werden 
müssen. 

5.6 Maßnahmen, denen planungs-, bauordnungs- oder 
denkmalrechtliche Belange entgegenstehen. 

5.7 Maßnahmen auf Grundstücken, die in öffentlichem 
Eigentum stehen. 

5.8 Einzelne Reparatur- oder Pflanzarbeiten, Änderun-
gen an bzw. Verlegung von Versorgungs- und Ent-
sorgungsleitungen, die Einrichtung von Stellplätzen 
und Carports (sofern hiermit keine Verbesserung 
der Nutzbarkeit des Gebäudes einhergeht), die Er-
richtung von Wintergärten, die Neuinstallation oder 
der Austausch von Markisen, Kosten für Bau- und 
Gartengeräte, ortsfremde gärtnerische Anlagen so-
wie aufwendige Gestaltungselemente (z. B. Skulptu-
ren, Wasserspiele). 

5.9 Maßnahmen im Rahmen von Neubaumaßnahmen, 
auch die erstmalige Herstellung von Grün- und Frei-
flächen im Zusammenhang mit Neubauten; 

5.10 Instandsetzungsmaßnahmen, die durch zielgerich-
tetes oder schuldhaftes Verhalten des Eigentümers 
herbeigeführt worden sind. 

5.11 Sach- und Arbeitsleistungen des Eigentümers, aus-
genommen der durch Rechnungsbelege nachge-
wiesenen Sachkosten. 

6. Art, Form und Höhe der Förderung 
6.1 Die Förderung wird als Projektförderung in Form der 

Anteilfinanzierung mit Höchstbetragsregelung ge-
währt. 

6.2 Förderfähig sind Ausgaben für die in Ziffer 3 ge-
nannten Maßnahmen bis zu einer Höhe von maxi-
mal 48,00 EUR pro m² umgestalteter Fläche. Hier-
von beträgt der Zuschuss 50 % der als förderfähig 
anerkannten Kosten, maximal 24,00 EUR pro m² 
umgestalteter Fläche.  

6.3 Der öffentliche Zuschuss beträgt jeweils maximal 50 
% der förderfähigen Kosten und ist begrenzt auf  
� 10.000,00 EUR bei der Förderung von Außenfas-

saden; 
� 5.000,00 EUR bei Maßnahmen an Dächern; 
� 5.000,00 EUR bei Maßnahmen an Einfriedungen 

und Stützmauern; 
� 10.000,00 EUR bei Hofflächen- und Rückbau-

maßnahmen. 
6.4 Eine Förderung oberhalb der vorstehenden Wert-

grenzen ist möglich, wenn die Durchführung einer 
Standortaufwertungsmaßnahme im besonderen In-
teresse der Gemeinde Extertal liegt. Jedoch soll 
auch bei Vorliegen eines besonderen städtebauli-
chen Interesses die Gesamtförderung auf einem 
Grundstück den Höchstbetrag von 30.000,00 EUR 
nicht überschreiten. In diesem Falle sind die Zu 

 
schüsse für die einzelnen Fördergegenstände antei-
lig zu reduzieren. 

7. Flächenberechnung 
 
7.1 Bei der Flächenberechnung von Außenwänden und 

Dächern sind die Vorgaben der Verdingungsord-
nung für Bauleistungen (VOB/C) zu berücksichtigen. 
Demnach sind Fassadenöffnungen, Dacheinschnitte 
usw. unter 2,5 m² Einzelgröße nicht vom Flächen-
maß abzuziehen. Die Flächenberechnung von Ein-
friedungen und Stützmauern erfolgt durch Multipli-
kation der Länge und der jeweiligen Höhe der Anla-
ge. Aufsicht und Vorsprüngen werden hierbei nicht 
berücksichtigt. Bei der Flächenermittlung im Gelän-
de bleiben Höhenunterschiede außer Betracht.  

7.2 Bei der Flächenberechnung für die Erneuerung von 
Dächern sind die äußeren Abmessungen der jewei-
ligen Dachfläche maßgeblich. 

7.3 Bei der Flächenberechnung für den Rückbau unter-
geordneter Nebengebäude und Mauern wird die 
Grundfläche der jeweils baulichen Anlage zugrunde 
gelegt. 

8. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger können folgende natürliche und 
juristische Personen des privaten Rechts sein: 
� Eigentümer 
� Erbbauberechtigte 
� Personen mit einer eigentümergleichen Rechtsstellung, 

durch die die Einhaltung der Zweckbindung sicherge-
stellt ist. 

 
9. Zweckbindung 
Die Zweckbindung beträgt zehn Jahre ab Auszahlung des 
Zuschusses. Während dieses Zeitraumes haben die Zu-
wendungsempfänger folgende Verpflichtungen:  
9.1 Der durch die Förderung erreichte Zustand der Flä-

chen und Gebäude ist zu erhalten. 
9.2 Die für die Förderung maßgeblichen Pläne, Belege 

und sonstige Unterlagen sind aufzubewahren. 
9.3 Den zuständigen Bediensteten der Gemeinde, der 

Bezirksregierung sowie des Rechnungsprüfungsam-
tes ist bei Bedarf Auskunft über die durchgeführten 
Modernisierungsmaßnahmen zu erteilen 

9.4 Die unter Ziffer 9.1 bis 9.3 aufgeführten Verpflich-
tungen sind an einen eventuellen Rechtsnachfolger 
weiterzugeben. 

 
10. Verfahren 
10.1 Förderanträge nach dieser Richtlinie sind schriftlich 

an die Gemeinde Extertal zu stellen.  
10.2 Die Festsetzung des Förderbetrages erfolgt auf 

Grundlage einer fachlichen Baukostenermittlung, 
die mit Einreichung des Förderantrages vorzulegen 
ist. Je Gewerk sind drei vergleichbare Angebote von 
verschiedenen Unternehmen, inklusive Angabe der 
Flächenmaße, zu erbringen.  

10.3 Über die Gewährung des Zuschusses entscheidet 
im Rahmen dieser Richtlinie die Gemeindeverwal-
tung. 

10.4 Die Fördermittel werden durch Abschluss eines 
städtebaulichen Vertrages oder schriftlichen För-
derbescheid unter Beachtung der erforderlichen 
Auflagen, Bedingungen und Nebenbestimmungen 
den Zuwendungsempfängern gewährt. Nach Ab-
schluss des städtebaulichen Vertrages bzw. Ertei-
lung des Förderbescheides dürfen Änderungen der 
Maßnahmen nur mit schriftlicher Zustimmung der  
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Gemeindeverwaltung erfolgen. Eine nachträgliche 
Zuschusserhöhung bei Überschreitung der veran-
schlagten Kosten erfolgt grundsätzlich nicht. 

10.5 Auf Antrag kann die Gemeindeverwaltung dem Be-
ginn einer Standortaufwertungsmaßnahme vor dem 
Abschluss eines städtebaulichen Vertrages bzw. Er-
teilung eines Förderbescheids zustimmen. Ein An-
spruch auf Fördermittelgewährung kann hieraus je-
doch nicht abgeleitet werden. 

10.6 Der Zuwendungsempfänger hat der Gemeindever-
waltung bzw. deren Beauftragten bis zum Abschluss 
der Maßnahme jederzeit zu ermöglichen, das 
Grundstück zu betreten, die geförderten Standort-
aufwertungsmaßnahmen in Augenschein zu neh-
men und die für die Förderung maßgeblichen Pläne, 
Belege und sonstigen Unterlagen einzusehen. 

10.7 Der Zuwendungsempfänger hat der Gemeindever-
waltung innerhalb von zwei Monaten nach Durch-
führung der Maßnahme die Fertigstellung anzuzei-
gen und die entstandenen Kosten mit einem Ver-
wendungsnachweis in qualifizierter Form (Vorlage 
von Originalbelegen) nachzuweisen. Ermäßigen 
sich nach der Bewilligung bzw. nach Abschluss des 
Vertrages die zugrunde gelegten förderfähigen Kos-
ten, so ermäßigt sich die Zuwendung. Eine nach-
trägliche Zuschusserhöhung ist ausgeschlossen. 

10.8 Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach 
Durchführung der Maßnahme und Prüfung der Kos-
tennachweise. Zwischenzahlungen nach Baufort-
schritt sollen nur geleistet werden, 

� wenn die Maßnahme im besonderen städtebauli-
chen Interesse liegt, 

� wenn eine Durchführung der Maßnahme andern-
falls nicht möglich wäre, 

� wenn nachgewiesen wird, dass die Gesamtfinan-
zierung des Projekts gesichert ist. 

10.9 Im Fall des Verstoßes gegen den städtebaulichen 
Vertrag bzw. den Förderbescheid oder im Fall fal-
scher Angaben des Antragstellers kann der Förder-
bescheid – auch nach Auszahlung des Zuschusses 
– widerrufen bzw. zurückgenommen werden oder 
der städtebauliche Vertrag gekündigt werden. Dies 
gilt insbesondere auch bei Verstößen gegen die 
Zweckbindung innerhalb der Zehnjahresfrist. Zu Un-
recht ausgezahlte Beträge werden mit dem Widerruf 
oder der Rücknahme des Förderbescheids bzw. der 
Kündigung des städtebaulichen Vertrages zur 
Rückzahlung fällig und sind vom Zeitpunkt der Aus-
zahlung an mit 5 % über dem jeweiligen Basiszins-
satz nach § 247 BGB zu verzinsen. Unwirksamkeit, 
Rücknahme und der Widerruf von Förderbeschei-
den sowie die Rückforderung von Zuschüssen ein-
schließlich deren Verzinsung richten sich nach dem 
Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VwVfG) und den allgemeinen ge-
setzlichen Regelungen. Dem Letzt-empfänger der 
Fördermittel sind entweder per Bescheid oder durch 
städtebaulichen Vertrag die bei der Weitergabe von 
Zuwendungen an Dritte zu beachtenden Auflagen, 
Bedingungen und Nebenbestimmungen aufzuerle-
gen. Hierbei sind neben diesen Richtlinien insbe-
sondere auch § 44 LHO und VV LHO und die För-
derrichtlinien Stadterneuerung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu beachten. 
 
 
 
 

 
10.10 Im Übrigen führt die Gemeindeverwaltung das Ver-

fahren nach den Regelungen der Förderrichtlinien 
Stadterneuerung 2008 des Landes Nordrhein-
Westfalen bzw. eventuellen Nachfolgeregelungen, 
den Bestimmungen und Nebenbestimmungen der 
jeweiligen Zuwendungsbescheide der zuständigen 
Landesbehörde sowie den allgemeinen verwal-
tungsrechtlichen Vorschriften und Grundsätzen 
durch. 

11. Förderung von Modellmaßnahmen 
Die Gemeinde Extertal behält sich vor, besondere Modell-
maßnahmen im Rahmen ihrer haushaltsmäßig zur Verfü-
gung stehenden Finanzmittel zu fördern, auch wenn die 
Voraussetzungen nach diesen Richtlinien nicht erfüllt sind. 
12. Ausnahmeregelung 
Ausnahmen von den Regelungen dieser Richtlinie sind im 
begründeten Einzelfall möglich. Hierüber entscheidet der 
Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Extertal. 
13. Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinie tritt mit Beschlussfassung in Kraft. 
 
Extertal, den 03.07.2015 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
 
Die überarbeitete Fassung der „Vergaberichtlinie der Ge-
meinde Extertal über die Gewährung von Zuwendungen  
für die Herrichtung und Gestaltung von Außenfassaden, 
Dächern und Hofflächen privater Immobilien in den Sanie-
rungs- und Stadtumbaugebieten“ [Profilierung und Stand-
ortaufwertung] ist am [Datum der ortsüblichen öffentlichen 
Bekanntmachung] im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises 
Lippe – ortsüblich öffentlich bekanntgemacht worden. 
 
Extertal, den V. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
 
Anhang 1 
 
Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 des Landes 
Nordrheinwestfalen (Auszug) 
 
11.2 
 
(1) Zu den Maßnahmen der Profilierung und der Standort-

aufwertung gehören der innenstadt- oder stadtteilbezo-
gene Mehraufwand für den Bau oder die Herrichtung 
von Gebäuden und des Gebäudeumfeldes für Wohnen, 
Handel, Dienstleistungen oder Gewerbe. Es können 
insbesondere Maßnahmen zur Entsiegelung, Begrün-
dung, Herrichtung und Gestaltung von Hof- und Garten-
flächen sowie Maßnahmen an Außenwänden und Dä-
chern gefördert werden. 
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Anhang 1 
 
Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Auszug) 
 
11.2 Profilierung und Standortaufwertung 
 
(1) Zu den Maßnahmen der Profilierung und der Standort-
aufwertung gehören der innenstadt- oder stadtteilbedingte 
Mehraufwand für den Bau oder die Herrichtung von Ge-
bäuden und des Gebäudeumfeldes für Wohnen, Handel, 
Dienstleistungen oder Gewerbe. Es können insbesondere 
Maßnahmen der Fassadenverbesserung, Maßnahmen zur 
Entsiegelung, Begrünung, Herrichtung und Gestaltung von 
Hof- und Gartenflächen sowie Maßnahmen an Außenwän-
den und Dächern gefördert werden. 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/Da 
 
 
Extertal, 03.07.2015 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
272 Verordnung über das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen aus besonderem Anlass und für 
den Verkauf bestimmter Waren an Sonn- und 
Feiertagen vom 06.07.2015 

 
Aufgrund des § 6 des Gesetzes zur Regelung der Laden-
öffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 
16. November 2006 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV NRW S. 208) wird 
gemäß dem Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 25. Juni 2015 für die Stadt Horn-Bad Mein-
berg verordnet: 
 
§ 1 
 
An folgenden Sonntagen dürfen die Verkaufsstellen  
 
im Stadtteil Horn anlässlich 
 

1. der Frühjahrskirmes, 
 
2. des Hörnchenfestes 
 
3. des Kläschenmarktes 

 
und im Stadtteil Bad Meinberg anlässlich 
 

1. des Frühlingsbummels 
 
2. der Meinberger Kirmes, 
 
3. des Bauernmarktes 

 
in dem jeweiligen Stadtteil in der Zeit von 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

§ 2 
 
(1)  Verkaufsstellen in den Stadtteilen Bad Meinberg und 
Holzhausen-Externsteine dürfen zum Verkauf bestimmter 
Waren am 3. Advent und an 39 weiteren Sonn- und Feier-
tagen davor jeweils in der Zeit von 11.00 Uhr bis 19.00 Uhr 
geöffnet sein. Neben den Waren, die für diese Orte kenn-
zeichnend sind, dürfen Waren zum sofortigen Verzehr, fri-
sche Früchte, Tabakwaren, Blumen und Zeitungen verkauft 
werden. 
 
(2)  Von der Freigabe ausgenommen sind 
 

1. Karfreitag 
2. Allerheiligen 
3. Volkstrauertag 
4. Totensonntag 
5. Ostersonntag 
6. Pfingstsonntag 
7. 2. und 4. Advent 
1. Weihnachtstag 
2. Weihnachtstag 
1. Mai 
2. Oktober 
8. 24. Dezember 

 
 
 
 

 
§ 3 

 
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
im Rahmen des § 1 außerhalb der dort zugelassenen Ge-
schäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 
 
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Gesetzes 
zur Regelung des Ladenöffnungszeiten mit einer Geldbuße 
bis zu 5.000 € geahndet werden. 
 

§ 4 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
als örtliche Ordnungsbehörde 

 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 06.07.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Stadt Lügde 
 
273 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung 
vom15.06.2015 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung den von Rechnungsprüfungsausschuss unter Zu-
hilfenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH                 geprüften Jahresabschluss sowie den La-
gebericht inklusive Anhang festgestellt und den Bürger-
meister uneingeschränkte Entlastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2013 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände        72.642,92 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen    10.938.855,10 
b) Ackerland      1.170.622,50 
c) Wald, Forsten      5.082.246,31 
d) sonstige unbebaute Grundstücke   1.445.224,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen   2.415.351,83 
b) Schulen    12.731.702,02 
c) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be- 
triebsgebäuden    10.159.283,08 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen   5.712.988,00 
b) Brücken und Tunnel     1.309.124,22 
c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 
gungsanlagen    20.986.370,96 
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen   28.205.661,49 
e) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen   6.610.929,77 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden      621.498,17 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler                12.517,09 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge      1.116.950,17 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung      718.578,15 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   1.090.217,74 
III. Finanzanlagen 
1. Beteiligungen         421.425,85 
2. Sondervermögen                   0,00 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens      432.365,54 
4. Sonstige Ausleihungen          10.451,84 
B. Umlaufvermögen 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren      925.846,01 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
Öffentlich-rechtliche Forderungen und  
Forderungen aus Transferleistungen       693.229,78 
2. Privatrechtliche Forderungen        499.150,79 
3. Sonstige Vermögensgegenstände       188.100,20 
III. Liquide Mittel          774.487,36 
C. Aktive Rechnungsabgrenzung          17.205,46 
Summe AKTIVA                114.363.026,35 
 
 
 
 

 
PASSIVA 
A. Eigenkapital      
I. Allgemeine Rücklage   40.297.629,44 
II. Ausgleichsrücklage     2.493.245,57 
III. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag      -     162.816,31 
B. Sonderposten 
I. für Zuwendungen   39.599.712,54 
II. für Beiträge      7.070.122,08 
III. Sonstige Sonderposten                   0,00 
C. Rückstellungen 
I. Pensionsrückstellungen     4.288.419,00 
II. Instandhaltungsrückstellungen    3.279.000,00 
III. Sonstige Rückstellungen    1.650.595,73 
D. Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. vom privaten Kreditmarkt  13.102.219,57 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui- 
ditätssicherung                    0,00 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen         476.718,57 
IV. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen                 0,00 
V. Sonstige Verbindlichkeiten       298.201,36 
VI. Erhaltene Anzahlungen            833.656,60 
E. Passive Rechnungsabgrenzung    1.136.322,20 
Summe PASSIVA              114.363.026,35 
 

Gesamtergebnisrechnung 2013 
Ertrags- / Aufwandarten                            in € 

 
+ Steuern und ähnliche Abgaben   9.005.461,04 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen  6.531.005,61 
+ Sonstige Transfererträge        59.925,91 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte  4.094.978,62 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte     403.451,22 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen     177.597,78 
+ Sonstige ordentliche Erträge                1.040.437,35 
+ Aktivierte Eigenleistungen                   109.223,13 
+/- Bestandsveränderungen    0,00 
= Ordentliche Erträge               21.422.080,66 
- Personalaufwendungen                 4.204.702,56 
- Versorgungsaufwendungen      172.615,49 
- Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleitungen  3.384.394,33 
- Bilanzielle Abschreibungen   3.126.386,82 
- Transferaufwendungen    8.168.428,47 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen  2.106.395,01 
= Ordentliche Aufwendungen              21.162.922,68 
= Ordentliches Ergebnis       259.157,98 
+ Finanzerträge          29.973,34 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen     451.947,63 
= Finanzergebnis                   - 421.974,29 
= Ergebnis aus lauf. Verwaltungstätigkeit       - 162.816,31 
+ Außerordentliche Erträge   0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen   0,00 
= Außerordentliches Ergebnis   0,00 
= Jahresergebnis               - 162.816,31 
 

Gesamtfinanzrechnung 2013 
Ein- / Auszahlungsarten                          in € 

 
+Steuern und ähnliche Abgaben    9.036.819,56 
+Zuwendungen und allgemeine Umlagen   5.088.558,23 
+Sonstige Transfereinzahlungen         59.719,80 
+Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte   4.099.072,92 
+Privatrechtliche Leistungsentgelte       393.289,64 
+Kostenerstattungen, Kostenumlagen      158.521,14 
+Sonstige Einzahlungen        616.173,62 
+Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen          8.501,23 
=Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 19.460.656,14 
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-Personalauszahlungen    4.171.068,95 
-Versorgungsauszahlungen      238.386,64 
-Auszahlungen für Sach- u. Dienstleitungen  3.491.115,80 
-Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen     449.922,20 
-Transferauszahlungen    8.264.675,15 
-Sonstige Auszahlungen    2.343.448,72 
=Auszahlungen a. lfd. Verwaltungstätigkeit  18.958.617,46 
=Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit      502.038,68 
+Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  1.779.832,96 
+Einzahlungen a. Veräußerung Sachanlagen    355.547,47 
+Einzahlungen a. Veräußerung Finanzanlagen           0,00 
+Einzahlungen a. Beiträgen u. ä. Entgelten       17.519,03 
=Einzahlungen a. Investitionstätigkeit  2.152.899,46 
-Auszahlungen f. Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden            7.072,24 
-Auszahlungen f. Baumaßnahmen   2.555.077,43 
-Auszahlungen f. Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen        268.530,27 
-Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen  358.230,00 
-Auszahlungen v. aktivierbaren  
Zuwendungen              89.294,71 
-Sonstige Investitionsauszahlungen    0,00 
=Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  3.278.204,65 
=Saldo der Investitionstätigkeit             -  1.125.305,19 
=Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag             -  623.266,51 
+Aufnahme und Rückflüsse von Darlehn  2.182.030,00 
+Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung   0,00 
-Tilgung von Krediten für Investitionen  3.015.213,71 
-Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung  0,00 
=Saldo der Finanzierungstätigkeit                -  833.183,71 
=Änderung d. Bestandes eigene  
Finanzmittel                -  1.456.450,22 
+Anfangsbestand an Finanzmittel   2.230.937,58 
=Liquide Mittel        774.487,36 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Lügde 
über den Jahresabschluss 2013 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 
96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2013 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht und dem Anhang bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus Lügde, 
Am Markt 1, Zimmer 19, während der nachfolgenden 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
dienstags und mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Lügde, den 06.07.2015 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Sparkasse Lemgo 
 
274 4. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 

des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuf-
len und Lemgo am Dienstag, 11. August 2015, 
15.00 Uhr 

 
Die 4. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 
des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuflen und Lem-
go findet am 
 
Dienstag, 11. August 2015, 15.00 Uhr, 
im Sitzungsraum 406-409 der Sparkasse Lemgo, 
Mittelstraße 73-79, 32657 Lemgo, 
 
statt. 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
 
TOP: Vorstandsangelegenheiten 
 
Lemgo, 24. Juli 2015 
 
 
Horst Bradtmüller 
Vorsitzender der Zweckverbandsversammlung 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
275 Kraftloserklärung dreier Sparurkunden 
 
Da die Sparurkunden Nr. 3512084173, 3571036221 und 
357106937 ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-
Detmold als Rechtsnachfolge der ehemaligen Sparkasse 
Paderborn aufgrund unseres Aufgebots vom 23.02.2015 
nicht vorgelegt wurden, werden sie für kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, den 03.07.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
276 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunden Nr. 374177533 ausgestellt  von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
Sparkasse Detmold ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 14.07.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
 
 
 
277 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunden Nr. 374177491 ausgestellt  von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
Sparkasse Detmold ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 14.07.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


